Aue woftanſtalten nehmen Beſtellung auf biefed Blatt 
an, für Breslau die Expedttlon der Breslauer Beitung, 
Serrenſtraße Nr. 20. 

Inferkiong, Gebübr für den Naum einer ſechötbeilligen 
petitzeile 1} Sar. 


Das vierteljäbrige Abonnement beträgt in Breslau 
1 tl. 15 Sgr., außerbalb in allen Theilen der Monarchle 
tnel. Poſtzuſchlag 1 Ktl. 24 Sgr. 6 .. 

Die Zeitung erſcheint täglich, mit Ausnahme der zwel · 

} ten Feiertage. 


Brilung. 


A 55. 


Montag den 24. Februar 


1851. 


Telegraphiſche Nachrichten. 


eines Briefes an Berryer veröffentlichen die legitimiſti⸗ 
8 Journale ein Manifeſt des Grafen Chambord, 
1 rch welches das Cirkular Barthelemys desavouirt wird; 
onſtitutionelle Grundſätze und der Wunſch nach einer 
res werden in demſelben ausgeſprochen. — Ju der 
egislativen wird die zweite Leſung des Hypothekenge⸗ 
1 8 angenommen. — Die Journale „Vote“ und „Uni: 
1 find ſaiſirt worden. — Die Repräſentanten Miot 
ud 11 zu Neveérs freigeſprochen. 
adrid, 16. Februar. 
— Schuldenregelungs frage diskutirt und die Mittheilung 
on Dokumenten verlangt. 8 
Stettin, 22. Februar, Nachmittags 2 Uhr 30 Minuten. 
Roggen pr. Frühjahr 30 bez., pr. Juni 31 Br. und 
a Rüböl 9%, pr. Herbſt 10% Geld. — Spi⸗ 
24 ¼, pr. Frühjahr 24 Geld. 
amburg, 22. Februar, Nachmittags 2 Uhr 30 Minu⸗ 
en. Roggen eher feſter. — Oel pr. Frühjahr 20 7g, 
5 — 3 25 12 haben. — Kaffee einige tauſend Sack 
2 Si Ille. 
Paris, 21. Februar, Nachmittags 5 Uhr. 3% 57, 78. 
0 96, 35. 0 erl. Bl.) 
Trieſt, 22. Februar. Wochenbericht: Kaffee, Rio Preis wei⸗ 
Hand, 31 — 34 und ſtarkes Geſchäft. Cacao 21. Zucker 
eule, weiß on 1 9 
Baum d 21, blond Havanna 17 — 18 ½, Pfeffer flau. 
Han — wenig Geſchäft, Mako 53 — 54. Getreide⸗ 
Südfrü mimirt. Preiſe unverändert. Oele wieder geſunken. 
rin ſehr flau 
deal „Februar. Der Senat hat die drei erſten 
rung der Liegen Geſetzentwurfs bezüglich der Beſteue⸗ 
den erften ar eunſchaften moraliſcher Körperſchaften und 
Banalitäten kel des Entwurfs über Beſeitigung der 
wirtöſchaft g ſvezielle Perſonalbefugniſſe, die zur Land: 
u. drgl.) Augen 


ebören, 3. B. das Recht Oelpreſſen zu halten 
ommen . 
Preuſ en. 
mer: Verhandlungen. 


Se chs Erſte Kammer. 2 
ande eee Beat e 
Präſident Gra erg. 

Giſeesesordnung: Fortſetzung der Diskuſſion über das Preß⸗ 
ger Sitzung wird um 10%, Uhr eröffnet. An der Miniſter⸗ 
Sun d. Heydt, Simons, v. Weſtphalen ef 
a ne Scheerer. Das Protokoll der vorigen Sitzung wir 
een und genehmigt. Einige Urlaubsgeſuche werden bewilligt. 
fene wird zur weiteren Diskuſſion des Preßgeſetzes ge⸗ 

* banbett von der Hinterlegung von Druckſchriften bei der 
ban Die ne 925 in dem Regierungsentwurfe 
ſchriften abanderungen gemacht: die nicht periodiſchen Druck⸗ 
eingereicht, 8 12, ſondern 24 Stunden vor ihrer Ausgabe 
eine Beſchlagnahmm Exemplar ſoll, wenn nicht nach 14 Tagen 
beſtand einer faz erfolgt, (ſtatt: wenn dieſelbe nicht den That⸗ 
bezahlt werden rafbaren Handlung darſtellt) zurückgegeben oder 


rün neck und be lit N 
Amendement e e eee ae 
in $ 9 ene 3 Ra 

„24 Stunden vor ihrer Ausgabe oder Verſendung“ zu fogen: 


„gleichzeitig mit ihrer Ausgabe oder Verſendung.“ 


v. Tepper für das Amendement Brü i 
5 Am ünneck, in dem Kom⸗ 
n findet er eine „harmloſe Wiedereinführung der 


aber win cke kommt auf die geſtrigen Aeußerungen v. Gerlachs 

* Verfaſſung zurück. Die Verfaſſung, ſagt der Redner, 
Veit „Itiedensvertrag, nachdem ein Bruch zwiſchen Krone und 
Morde attgefunden, Aeußerungen, wie fie hier haufig wiederholt 
Saat z find nur dazu geeignet, das Volk zu demoralificen, die 
den derj Zwietracht im Volke auszuſtreuen, welche zum Scha⸗ 
fall linkg den aufgehen wird, die fie ausſtreuen. (Lebhafter Bei: 


daß jen, — Unxuhe zur Rechten.) Der Redner zeigt ſodann, 
freie Fe 6 2 durch die Verfaſſung verliehene 
d. Igenplig und s ae das Tieffte vaileze. 


weder ein Bru erlach berichti ächlich, daß 
„no richtigen thatfächlich, 
Volk Rattgefunen, ch ein Bienen svertrag zwiſchen Krone und 
5 f ält Sinn fei 
über die Bang Bau“ E. wie aufrecht, will aber 
— feine Partei das Berdienſt in Anſpruch, en: 8 
ahre 1848 moraliſch unterſtützt zu haben. (Die Rechte u = 
H Redner durch Murren.) e 
Drüggemann vertheidi raph als ei 
ſeiner Definition über 1 ph we; Konſequenz 
Regierungs⸗Kommiſſarius Scheerer wundert ſich, wie man 
kin Paragraphen den Vorwurf der indirekten Cenſut machen 
2 Die Austheilung der Zeitung werde durch die Hinter⸗ 
Behand nicht aufgehalten. Die Regierung müſſe aber das Recht 
alte wenn eine Druckſchrift etwas Gemeingefährliches ent⸗ 
’ Deren weitere Verbreitung zu hindern. 
ſebenaſemann bemerkt, daß Beltimmungen, wie die in Rede 
Cenfur e in allen Staaten, wo Preßfteiheit beftehe, als mit der 
Skragzichbedeutend erachtet würden. 
als die Senf ämpft ebenfalls den Paragraph, der noch ſchlimmer 
Der Sarı ſei. i 
8efprochen, ang wird verlangt und nachdem v. Vin cke dagegen 
u, Nachdem der ammen. 
en, nim 6 4 
Raticen, daß *. Vincke das Wort, um die Thatſache zu kon⸗ 
werde durch die 896’ erklärt, die Austheilung 
. 8 Yin en — 34 ſih 
eſtreitet dieſen Widerſpruch, da der 9 ich nur 
Preßpoligelüberteerungen beziehe, : 


In der Kommiffion wurde 


Berichterſtatter zum Schluß das Wort genom⸗ 


interlegung nicht gehindert, während der 9 34 


Kisker bemerkt hiergegen, daß im § 34 auch überhaupt von 


Paris, 21. Februar, Abends s Uhr. In der Form ſtrafbaren Handlungen die Rede ſei. f 1 
Scheerer ‚erklärt, er hätte feine Bemerkungen auf Beides ſtraft werden könnte. 


ezogen. 

Es wird hierauf zur Abſtimmung geſchritten. 

Amendement Brünneck wird bei namentlicher 
87 gegen 37 Stimmen verworfen. 

Hierauf wird § 6 in folgender Faſſung der Kommiſſion ange⸗ 
nommen: . 

Von jeder Nummer, jedem Hefte oder Stücke einer Zeitung, oder 
einer in monatlichen oder kürzeren Friſten erſcheinenden Bee 
welche im Inlande herauskommen, muß der Herausgeber, ſobald 
die Austheilung oder Verſendung beginnt, ein mit ſeiner Unter- 
ſchrift verſehenes Exemplar gegen eine ihm zu ertheilende Beſchei⸗ 
nigung bei der Ortspolizeibehörde hinterlegen. 

ie Austheilung und Verſendung der Zeitung oder Zeitſchrift 
ſoll durch die Hinterlegung nicht aufgehalten werden. 

Von jeder anderen die Preſſe verlaſſenden Druckſchrift iſt der 
Drucker, oder, wenn von ihm die Ausgabe nicht erfolgt, der Ver⸗ 
leger, Selbſtverleger, Kommiſſionär verpflichtet, ein Exemplar 
24 Stunden vor ihrer Ausgabe oder Verſendung der Ortspolizei⸗ 
Behörde gegen Empfangsbeſcheinigung einzureichen. Das Exem⸗ 
plar iſt, wenn inmittelſt eine Beſchlagnahme nicht verfügt worden, 
nach 14 Tagen zurückzugeben oder der Preis dafür zu entrichten. 

Die Diskuſſion geht hierauf zu § 7 und 8 über. 

Hermann bittet um Entſchuldigung, wenn er ſo oft er⸗ 
ſcheine. Er verzichtet darauf, von jener (rechten) Seite zu den 
Männern des „beſonnenen Fortſchritts“ gezählt zu werden, will 
aber auch nicht zu den Männern des „unbeſonnenen Rückſchritts“ 
gerechnet werden. Er wundert ſich, daß der Regierungs⸗ 
kommiſſär geſagt, die Preßfreiheit ſei uns nicht garan⸗ 
tirt, ohne daß der Miniſter des Innern dies berichtigt 
habe. Um den Beweis zu liefern, daß die Regierung 
mit dem Preßgeſetz die indirekte Wiedereinführung 
der Cenſur beabſichtige, verlieſt der Redner folgenden 
Brief eines hieſigen Buchhändlers an den Abge— 


ordnete Harkort. 
Berlin, 18. Februar 1849. 
Geehrter Herr Harkort! 
Leider fand ich Sie geſtern nicht zu Hauſe, und da die Erledigung 
der ace e preſſirt, halte ich es für nothwendig, ſie ſchriftlich ab⸗ 
zumachen. 


Abſtimmung mit 


Titel: „Ein Brief 
eröffentlichung zu bringen. Man 
erkläre mir hiermit, daß man mir ſofort die eee Conceſſton 


die Broſchüre verbreitet, da es ohne Zweiſel zur Kenntniß meiner 
Collegen kommt, daß ich durch die Strafandrohung, mir die Konzeſſion 
zu entziehen, von dem Verlage des Buches abgeſchreckt bin. Ich würde 
ſehr beruhigt ſein, wenn Sie in einer gefälligen Rückäußerung mir die 
Erfüllung meines dringenden Wunſches zuſagen würden. 

In hochachtungsvoller Ergebenheit ic. 


Miniſter des Innern: Ich glaube nicht, daß hier der 
Ort iſt, das hohe Haus mit der Entſcheidung über ſpezielle Fälle 
zu behelligen. 

Hierauf werden angenommen § 7: 

Erkennt das Gericht in einer Schrift den Thatbeſtand einer 
ſtrafbaren Handlung, fo hat daſſelbe auf den Antrag der Staats ⸗ 
anwaltſchaft die Vernichtung zu verordnen, auch wenu eine gericht⸗ 
liche Verfolgung gegen eine beſtimmte Perſon nicht hat eingeleitet 
werden können, oder der Beſchuldigte freigeſprochen worden iſt. 
(efr. § 83.) \ £ 

und $ 8: 

An der bisherigen Verpflichtung des Verlegers, zwei Exemplare 
Verlagsartikel, und zwar eines an die Landesbibliothek in Berlin, 
das andere an die Biblothek der Univerfität derjenigen Provinz, 
in welcher er wohnt, unentgeltlich einzuſenden, wird nichts geändert. 

$ 9, den die Kommiſſion unverändert angenommen, lau⸗ 
tet alſo: 

Auf jeder Druckſchrift muß der Name und der Wohnort des 
ON I Boltchſchriſten, w iche für den Buchhandel, od 

u ri „ € r den u 5 
Verbreitung beſtimmt find, muß außerdem — — er 5 
ort entweder des Verlegers, oder des Kommiſſtonärs, oder endlich 
des Verfaſſers oder Herausgebers, welche ein Werk im Selbſtver⸗ 
lage erſcheinen laſſen, genannt fein. 

Degenkolb hat zum erſten Alinea folgendes Amendement ge: 
ſtellt: 

„Auf jeder Druckſchrift muß die Anſtalt, aus welcher dieſelbe 
hervrrgegangen iſt, bemerkt fein. Ausgenommen hiervon find die 
nur den Bedürfniſſen des Gewerbes und Verkehrs, des häuslichen 
und geſelligen Lebens dienenden Druckſachen, als: Formulare ꝛc.“ 


Bei der Abſtimmung wird der erſte Satz des Amendements 
Degenkolb verworfen, der zweite Satz mit „Ausgenommen“ 
anfangend, mit 53 gegen 51 Stimmen angenommen und in 
dieſer Faſſung der ganze $ votirt. 

§ 10 lautet: \ 

Druckſchriften, welche den vorſtehenden Vorſchriften nicht entſpre · 
chen, dürfen von Niemanden verbreitet werden. 

Dieſe n findet auf Druckſchrifton, welche nur den Na- 
Wen entweder des Verlegers, oder des Kommiſſionärs, oder des 

e Sere enthalten, keine Anwendung, wenn ſie den Geſetzen über 
ſchein rdnung der Preſſe entſprechen, welche zu der Zeit ihres Er⸗ 

Die 2885 an dem Orte deſſelben in Kraft waren. 

mmiſſion beantragt unveränderte Annahme. 


Schnaaſe gegen den Sat „welche“ bis enthalten”. Der 
3 27 77 5 
Wegfall bie (unterftrichenen) Worte wird genehmigt, und in 
biefer veränderten Seffung der ganze Paragraph angenommen. 
§ 11 (Verbot, Anſchlagezettel und Plakate öffentlich nicht an⸗ 
zuheften) iſt von der Kommiſſion unveräadett angenommen. Zu 


$ 12 (Anheftung anderer Deuckſcheift) hat die Kommiſſton binter 
„Wagen, Straßen, Pläzen , die Worte hinzugefügt; „oder an 
anderen öffentlichen Orten“. Degenkolb beantragt: 
im § 12 hinter den Worten: : 
„Druckſchriſten oder andere Schriften oder Bildwerke“ 
die Worte einzuſchalten: 
„ſofern te nicht zu den in $ 11 ausgenommenen Ankündi⸗ 
gungen gehören“. 


U 


Kisker macht auf die Konfequenzen des $ 12 aufmerkſam, 
denen zufolge auch das Anheften von Miethszetteln u. ſ. w. be⸗ 


Das Amendement Degenkolb wird verworfen und 98 11 
und 12 werden in unverändeter Faſſung angenommen. 
$ 13 lautet: an a 
a Jede Zeitung, Zeitſchriſt und überhaupt jedes in periodiſchen, 
wenn auch unregelmäßigen Friſten erſcheinende Blatt darf nur un⸗ 
ter dem Namen und der Veranwortlichkeit eines beſtimmten Re⸗ 
dakteurs erſcheinen. 

Dieſe Beſtimmung findet auf Druckſchriften, welche von den 
Kammern oder königlichen Behörden herausgegeben werden, keine 
Anwendung. : 

Als Redakteure dürfen nur folde einzelne Perſonen zugelaſſen 
werden, die unbedingt rechtskräftig find, ſich im Vollbeſitze der bür⸗ 
gerlichen Rechte befinden und im Bereiche der preußiſchen Gerichts⸗ 
barkeit ihren perſönlichen Gerichtsſtand haben. a 

Mtlitärperſonen, ſo wie alle unmittelbaren und mittelbaren 
Staatsbeamte, auch ſolche, die ihr Amt unentgeltlich verwalten, be 
dürfen, um als Redakteur oder Herausgeber von Zeitungen oder 
Zeitſchriften zugelaſſen zu werden, der Erlaubniß ihrer vorgeſetzten 
Dienſtbehörde. 

Die Kommiſſion beantragt unveränderte Annahme. 
Hierzu find folgende Amendements geftellt: 
J. Brünneck und Genoſſen: 
1) im dritten Alinea ſtatt: 
„unbedingt rechtsfähig“ 


zu ſetzen: f 
eee 
2) folgenden Zuſatz Dr linea 3 und 4 anzunehmen: 
U 


„Der perſönliche Gerichtsſtand im Inlande, und die Erlaub⸗ 
niß einer vorgeſetzten Dienſtbehörde iſt nicht erforderlich für 
Redakteure der § 21 b erwähnten periodiſchen Blätter,“ 
3) im Alinen 4 die Worte: 
„und mittelbaren“ 
zu ſtreichen. 
II. Stahl und Genoffen: 
das 1 55 Alinea des $ 13 folgendermaßen zu faſſen: 
„Militärperſonen bedürfen, um als Redakteure oder Heraus 
geber von Zeitungen oder Zeitſchriften zugelaſſen zu werden, 
die Exlaubniß ihrer orgejepten ienſtbehörde. Dieſer Er- 
laubniß bedürfen auch die unmittelbaren und mittelbaren 
Staatsbeamten, auch ſolche, die ihr Amt unentgeltlich ver⸗ 
* walten, inſofern die Zeitungen und Zeitſchriften nicht aus⸗ 
ſchließlich für rein wiſſenſchaftliche, techniſche oder gewerbliche 
Gegenſtände beſtimmt ſind.“ 
III. Brüggemann. Unteramendement zu Stahl: ſtatt das 


Wort „nicht ausſchließlich“ bis „ſind“ zu ſetzen: „nicht zu den 


kautionspflichtigen Blättern gehören.“ 


j 


IV. Goltdammer: s j 2 
Im dritten Alinea hinter den Worten „Als Redakteure“ 
hinzuzufügen „kautionspflichtiger periodiſcher Blätter.“ 
v. Zander ſpricht gegen die Amendements der Linken. 

v. Buddenbrock (Meſeritz) verbreitet ſich in allgemeinen An⸗ 
ſpielungen auf früher gethane Aeußerungen der oppoſitionellen 
Partei in beiden Kammern und empfiehlt ſchließlich die Annahme 
des Amendements Stahl. 

Lette: Die Preſſe ſei ſeit Mitte 1848 eine ganz andere ge⸗ 
worden, als ſie vordem geweſen. Er rufe die anweſenden Ver⸗ 
waltungsbeamten zu Zeugen auf, ob nicht gerade vor 1848 jene 
gefährlichen ſocialiſtiſchen Schriften im Volke verbreitet worden. 
Die Anſichten über „revolutionär“ u. dergl. ſeien ſehr verſchie⸗ 
den. 1815 habe man verſchiedene Dinge mit ſolchen Namen 
belegt, die heute ganz anders hießen. Man möge ſich alſo hü⸗ 
ten, unter folchen vagen Vorwänden den Gebrauch der Preß⸗ 
Freiheit zu beſchränken. Der Redner empfiehlt die Annahme des 
Amendements. 

Brüggemann für den Kommiſſions⸗Antrag. 

Kisker bekämpft hauptſächlich die Beſtimmung, in Folge de⸗ 
ren auch die „mittelbaren“ Staatsbeamten, um Redakteure zu 
ſein, die Erlaubniß ihrer vorgeſetzten Dienſtbehörde bedürfen. 

Goltdammer für ſein Amendement, weil ſonſt das Erſchei⸗ 
nen der techniſchen und wiſſenſchaftlichen Journale überaus er⸗ 
ſchwert werde. 

Reg.⸗Kommiſſarius gegen die Amendement Brünneck und 
Goltdammer. 

Miniſter des Innern erklärt ſich im „Intereſſe der Wiſ⸗ 
ſenſchaft“ für das Amendement Stahl. 


Es wird hiernach zur Abſtimmung geſchritten. Die drei er⸗ 
ſten Alineas werden unverändert, ſtatt des vierten aber das 
Amendement Stahl mit dem Unteramendement Brüggemann 


angenommen. 
14 lautet: Wer eine Zeitung oder Zeitſchrift in monatli 
Be, wenn auch ane he 1 eben En iR —ç 
pflichtet, vor der Herausgabe eine Kaution zu beſtellen. 
Dieſer Paragraph wird ohne Diskuſſion nach dem Vorſchlage 
der Kommiſſion unverändert angenommen. 


Die §§ 15 — 20 lauten: 


§ 15. Dieſe Kaution sone in Städten, welche nach dem Geſetze 
vom 30. Mai 1820 wegen Entrichtung der Gewerbeſteuer (Gejep- 
Samml. S. 147) a) zur erſten Abtheilung gehören 5000 Rtl., d) in 
Städten der zweiten Abtheilung 3000 Rtl., e) in Städten der dritten 
Abtheilung 2000 Rtl., d) an allen anderen Orten 1000 Rtl. 
§ 16. Für Zeitungen oder Zeitſchriſten, welche dreimal oder we⸗ 
niger als dreimal in der Woche erſcheinen, wird die Kaution auf die 
Hälfte der im § 15 feſtgeſetzten Summe beſtimmt. 
17. Den Zeitungen oder Zeitſchriſten ſtehen lithographirte oder 
auf irgend eine andere Art techniſch vervielſältigte 1 5 gleich, 
welche in monatlichen oder kürzeren, wenn auch unregelmäßigen Friſten 


erſcheinen. 

18. Für Ortſchaften in einem zweimeiligen Umkreiſe der $ 15 
d r die Höhe der Kaution durch die Einwohner⸗ 
zahl der letzteren beſtimmt. Die Einwohnerzahl ſelbſt wird immer 
nach der letzten amtlichen Zählung angenommen. 

§ 19. Vie Kaution muß bei der General⸗Staatskaſſe oder bei der 
Regierungs-Hauptkaſſe des Bezirks in baarem Gelde niedergelegt wer. 
den, Dieſelde wird mit vier Thalern vom Hundert auf das Jahr in 
halbjährigen Zahlungen verzinſt. 

. Die Zurückgabe der Kaution darf nicht früher erfolgen, als 
nach Ablauf von ſechs Monaten, von dem Tage an gerechnet, an wel⸗ 
chem das letzte Blalt der betreffenden 8 Besch oder Zeitſchrift erſchienen 
12 und nicht anders, als gegen eine Beſcheinigung der zuſtändtgen 

taatsanwaltſchaft, daß eine gerichtliche Verfolgung wegen des Aa- 
halt des Blattes nicht im Gange ſei. 

Die Kommiſſion empfiehlt unveränderte Annahme. 

Der Abg. Hermann zieht einen von ihm geſtellten Ver⸗ 
beſſerungsantrag zurück, und die $$ 15 und 16 * ohne 
Diskuſſion angenommen. 

Ein Verbeſſerungsantrag der Abgeordneten v. Sybel und 
Degenkolb zu $ 19 wird nicht unterftügt. 


Der Kultusminiſter v. Raumer iſt inzwiſchen eingetreten. 


Die folgenben 88 — f 
5 21. Von der Kautionsbeſtellung befreit bleiben periodiſche Blätter 
welche e) lediglich für amtliche Bekanntmachungen. 5 wan Ausschlag 
aller politiſchen und ſozialen Fragen, für rein wiſſenſchaftliche, techniſche 
oder gewerbliche Gegenſtände beſtimmt find; o) Jedi lich Familien ⸗Nach⸗ 
richten, Anzeigen aus dem Gewerbeverkehr, über öffentliche Vergnügen. 
bu. 


gen, Verkäufe, geſtohlene, verlorene oder gefundene Sachen oder 


iche Nachrichten des täglichen Verkehrs enthalten; a iften, 
welche — den Kammern oder von königlichen en 
ben werben. 

22. Der Verpflichtung zur Kautionsbeſtellung unterli 
s Herausgeber der beim rlaſſe dieſes Geſetzes beſtehenden Blaue 
Es wird lihnen jedoch zur Beſtellung der Kaution ein Zeitraum von 
vier Wochen, vom Tage des erlaſſenen Geſetzes an gerechnet, bewilligt. 

Ein Antrag des Abg. v. Brünneck geht a — 
die Lit. b. des § 21 in folgender Faſſung anzunehmen: „für re 
nt An belletriſtiſche, techniſche oder gewerbliche Gegenſtäabe 

beſtimmt find.’ 8 

Dieſer Vorſchlag wird abgelehnt, und die 90 21 und 22 
werden angenommen. 

$ 23 lautet nach dem Vorſchlage der Kommiſſion (die ges 
ſpertt gedruckten Worte find von der Kommiſſion hinzugefügt): 

Wird Sen eines der nach $ 21 a. b. e. von der Kautionspflicht 
befreiten Blätter ein Strafurtel wegen eines begangenen Preß⸗ 
vergehens oder Verbrechens erlaſſen, ſo verfällt daſſelbe auch 
ves bald der Kautionspflicht und es ih die Kaution innerhalb acht 
Tagen, vom Tage des rechtskräftigen Erkenntniſſes ab, nach den Der 
ſtimmungen des N 14 und folg. zu beſtellen. — 

Wird angenommen. ’ 

Die folgenden $$ lauten: 

24. Iſt wegen des Inhalts eines kautionspflichtigen Blattes auf 
Strafe erkannt, ſo haftet die beſtellte Kaution vorzugsweiſe vor allen 
anderen Forderungen für die Unterſuchungskoſten und Geldſtrafen ohne 
Rückſicht auf die Person des Verurtheilten. Die Vollſtreckung erfolgt, 
wenn die Koſten und Strafe nicht innerhalb vierzehn Tagen nach der 
Rechtskraft des Erkenntniſſes eingezahlt find, in die niedergelegte Geld ; 


mme. 
un 25. Die durch Bablung von Strafen oder Koften verminderte 
Kaution muß innerhalb acht Tagen nach der Rechtskraft des Erkennt⸗ 
niſſes auf den geſetzlichen Betrag ergänzt werden, ohne daß es dazu 
einer beſonderen Aufforderung bedarf. Vor der Ergänzung der Kau⸗ 
tion darf das Blatt nicht weiter erſcheinen. 

§ 26. Oeffentliche Aufforderungen zur Aufbringung der wegen eines 
Preßvergehens oder Verbrechens verwirkten Strafen ſind verboten. 

Die 85 24, 25 und 26 werden ohne Diskuſſion ange⸗ 
nommen. 

Schluß der Sitzung 2%, Uhr. 
Nächſte Sitzung: Montag 10 Uhr. 


Berlin, 22. Februar. Se. Majeſtät haben allergnädigſt ges 
ruht: den Prediger Pauli an der Friedrichs⸗Werderſchen Kirche 
zu Berlin und dem Priefter Pangowski zu Sulmierzyce, Kreis 
Adelnau, den rothen Adler⸗Orden vierter Klaſſe zu verleihen und 
den bisherigen Landrathsamts⸗Verweſer Gläſer zum Landrathe 
zu ernennen. 

Angekommen: Se. Durchlaucht der General ber Infan⸗ 
terie und General⸗Gouverneur von Neu⸗Vorpommern, Fürft zu 
Putbus, von Putbus. a 

[Militär⸗Wochenblatt.] Quednow, Major von der Adju⸗ 
tantur, tritt zur Dienſtl. bei dem Garde⸗Schützen⸗Bat. ein. vo. Grumb⸗ 
kow, Hauptmann von der 2ten Ing.⸗Inſp., unter Ernennung zum 
Hauptmann Iſter Klaſſe und vorläufiger Belaſſung in ſeinem gegen. 


wärtigen Dienſtverhältniß, in die 2te Ing.⸗Inſp. einrangirt. in» 
do ff Sek.⸗Lieut. von der 2. Ing.⸗Inſp., zur Dienſtl. als 2ter Adjut. 
bei der Iften Ing. ⸗Inſp. kommandirt und zugleich in dieſelbe verſetzt. 


v. Prittwitz, Oberſt, aggr. dem Ing.⸗Korpö, mit Wahrnehmung der 
G4 he als Präſes der Prafangs⸗ emma dür Hall und pr 
Lieuts. des Ing.⸗Korps beauftragt, Lindow, Maſor und Inſp. der 
Zten Feſtungs⸗Inſp., zum Mitgliede vorgedachter Kommilfion ernannt, 
v. L Eſtocg, Oberſi-Lieut. a. D., der Charakter als Oberſt beigele 
v. Boſſe J., Pr.⸗Lieut. und dienſtl. Adjut. der 6. Inf.⸗Brigade 
zum 20. Inf.⸗Regiment, v. Beyer J., Pr.⸗Lieut. und dienſtl. Adfut. 
der 10. Ldw.⸗Brig., tritt zum 8. Inf.⸗Regt. zurück. v. Wedell, Pr. 
Lieut. vom 19. Inf.⸗Regt', tritt Als dienſtl. Adjut. von der 3, Jur 6. 
Inf.-Brig. über. Paucke, Sek.⸗Lieut. vom 19. Inſ.⸗Regt., zur runs 
als Adjut, bei der 10. Landwehr⸗Brigade kommandirt. — Bei der 
Landwehr: v. Leipziger, Pr.-Lieut. vom 1. Bat. 1. Regiments, 
Ehlert, Sek. Lieut. vom 1. Bat. 10., ins 1. Bat. 20. i 
rangirt. v. Thlelau, Hauptm Som 2. Bat. 7. Regis, mit — . . 
des 7. Inf⸗Regts. mit den vorſchr. Abz. f. B., der Abschied bew — 
Klincke, Garniſon⸗Verwaltungs⸗Ober⸗Inſp. zu Schweidnitz, in glei⸗ 
cher Eigenſchaft nach Magdeburg verſetzt. 
Daſſelbe Blatt enthält die Verordnung, betreffend das Aufhö⸗ 
ren der in Folge der Mobilmachung der Armee den Gemeinden 
und Kreiſen bis jetzt auferlegt geweſenen Leiſtungen für Krieges 
zwecke. Sie lautet: 4 
Nachdem in Folge der allerh. Kabinetsordre vom 30. v. M. die 8 
nn Theils der Urmee angtorbnet, werben re 
ben des Königs Majeſtät durch eine anderwelte allerhöchſte “= 
Ordre vom 6. d. M. es nunmehr auch für zuläſſig erachzet Ir 
Gemeinden und Kreiſen ꝛc. durch die Verordnung vom 1. 1 Arie 8 
1850 (Geſetz Sammlung Nr. 39) auferlegten Leiftungen 1 > 
zwecke fernerhin nicht mehr in Anſpruch zu nehmen. — — b > 
gemäß die durch den § 15 der gedachten Verordnung aufgehobenen, 
auf den Friedenszuſtand gerichteten bezüglichen anten derge⸗ 
ſtalt wieder in Anwendung zu bringen, ne ie Berürfnifle, der Armer 
etzt wieder nach Vorſchrift dieſer Beftimmungen ſo wie re Maßgabe 
des Friedens. Etats, beſtritten werden und pie Sgeudeg naß allgemein 
dom 1. März d. J. ab wieder beginnt. — Pr nd. General. 
Kommando ftellt das Kriegsminiftertum Be — e weikere Mittheis 
lung an die demſelben untergebenen el rden und Truppen. 
theile mit dem ergebenſten Bemerken bold aß die Korps. Intendan⸗ 
8 beſonders mit Anweiſu ne worden ist. 
erlin, den 13. — 106 Minifterium. 
fr (gez.) v. Stodhaufen. 
un fämmtliche kene Ke erdurch zun ane de. 
Vorſtehender Erlaß wird Di 1851 zur allgemeinen Kenntniß gebracht. 


in, den 13. 5 
Berlin, de Militär-Oekonomie⸗Departement. 
idt. 


iegs⸗Miniſterium. 
u Stricker. Schm 
Ferner die Verordnung, betreffend die Aufhebung der den 
Uebertritt der einjährigen Freiwilligen zu anderen Regimentern 
terſagenden Verfügung vom 10. Oktober 1848. Ste lautet: 
Nachdem die Dislokations-Verhältniſſe der Armee für die m 
eit wieder einen dauernden Charakter erhalten haben und pls 
eintretende Veränderungen derſelben nicht mehr zu erwarten fi 
ſieht ſich das Kriegs. ig veranlaßt, feine Verfügung vom 
10. Oktober 1848, in Betreff der Unzuläſſigkeit des Uebertrite der eine 
jährigen Freiwilligen zu anderen Regimentern, hiermit aufaubeben. — 
Hiernach tritt die desfalſge frühere Verfügung der des In. 
nern und des Krieges vom 8. April und 20. Mai 1817 wieder in 
Kraft, und findet auch auf diejenigen einjährigen Freiwilligen, welche 
egenwärtig in Truppentheileu dienen, die ihre Standauartiere ſeit dem 
Plenſtein tt derſelben gewechſelt haben, jedoch nur in ofern Anwen. 
i zu Truppentheilen derjenigen Garniſon 
rünglich zum Dienft eingetreten find. — 


dung, als ſie eine Ver sung 
Fig etzt aufzuldſenden Erſatztruppen bee 


beantragen, in welcher ſie 
Bei der Ueberweiſung der in den 


\ \ 


ichen einjährigen Freiwilligen an die Truppeniheile des ſtehenden 
eeres ſind dergleichen Anträge gleich Ar berückſichtigen, und haben bie 
igl. Generalkommando's Na ni alb unter einander in Verbin⸗ 
taatskaſſe dürfen aus dergleichen Ver⸗ 


wie ſie iſt, an betreffender Stelle ihre Wirkung gewiß nicht ver⸗ 
fehlt haben wird. Die Rückkehr zum Bundestage wird von 
Oeſterreich verworfen, die Theilung des Präſidiums in 
der Ceutral⸗Behörde mit Preußen entſchieden verweigert, 
dagegen eine eximirte Stellung Baierus in der Exekutive 
neben Preußen und eine Vermehrung der von Baiern 
zu führenden Stimmen in dem zukünftigen Plenum ge⸗ 
fordert. Wie bekannt, kämpft Preußen jetzt für die 
Nückkehr zum Bundestage, fo daß eine bei dem Beginn 
der Dresdener Konferenzen ausgeſprochene Prophezeiung 
eintrifft: „das Aeußerſte, was Preußen erlangen kann, 
iſt der Bundestag, und ſeine Bevollmächtigten müſſen 
ſehr geſchickt agiren, wenn ſie ihn durchſetzen wollen.“ 
um jedes Hinderniß zu beſeitigen, will Preußen ſeine alten 
Provinzen wieder aus dem Bunde herausziehen, proteſtirt aber 
gleichzeitig gegen den Eintritt des geſammten Oeſterreich 
in den Bund, verſtärkt dadurch alſo den von England und Frank⸗ 
reich ausgeſprochenen Proteſt gegen dieſen Eintritt. Würtem⸗ 
berg, das mit Eiferſucht auf die Rolle blickt, die Baiern zuge⸗ 
dacht wird, hat ſich offen von der Schwarzenbergiſchen 
Politik losgefagt; Perſonen, die den Brief des Königs 
von Würtemberg an den Fürſten geleſen haben, verſichern, 
daß er in ſtarken Ausdrücken die Vergrößerungsgelüſte Oeſterreichs 
tadelt. Das perſönliche Verhältniß der beiden Pre 
miers iſt ſeit den letzten Vorgängen ſichtlich abgekühlt; auf dem 
lehten Hofballe vermied Herr v. Manteuffel in auffallender 
Weiſe feinen Gegner, mit dem er ſich fo lange im beſten Ein: 
verſtändniſſe zu befinden irrthümlich geglaubt hatte. 
Berlin, 22. Febr. Die Berathungen in Dresden ziehen ſich 
in die Länge, ohne daß man zu einem Abſchluß gelangt. Die beiden 
Premier - Miniſter verharren in ihrer gegenfeitigen 
negirenden Stellung, ohne daß eine Annäherung bis jetzt 
ſtattgefunden hätte. Beide ſcheinen zu erwarten, daß der An⸗ 
ſtoß zu den nächſten pofitiven Geſtalten durch die kleineren oder 
mittleren Staaten gegeben werde, d. h. man hofft aus deren An⸗ 
trägen oder Proteſten die Veranlaſſung für das entnehmen zu 
können, was man ſelber beabſichtigt. Zu einer Plenar⸗Sitzung 
iſt es deshalb noch immer nicht gekommen, und ſelbſt die Kom⸗ 
miſſionen haben ihre Arbeiten faſt ganz eingeſtellt, weil eben durch 
die neuen Differenzen der beiden Großmächte ſelbſt die Grund⸗ 
prinzipien der Neugeſtaltungen wieder in Frage geſtellt ſind. 
Nach hier eingegangenen Briefen wird ſich deshalb der Aufent⸗ 
halt der Miniſter in Dresden verlängern, nur dürfte Hr. v. Man⸗ 
teuffel nochmals während der Dauer der Verhandlungen hier⸗ 
her kommen. r 
Dresden, 21. Februar. Die bis geſtern Nachts 12 Uhr 
fortgeführte Konferenz, an welcher einerſeits Herr v. Manteuffel, 
andererſeits der Färſt Schwarzenberg, Graf Buol Schauenſtein 
und Herr v. Prokeſch theilnahmen, hat ebenfalls bis jetzt, kein 
erwähnenswerthes Reſultat gegeben. Die Verweigerung der 
Parität bei einem neu zu kreirenden Bunde, fo wie die offen⸗ 
bare Abſicht, Baiern durch eine Stimmenerhöhung zu ſtärken, 
laſſen preußiſcherſeits mehr und mehr die Reſtituirung des frühe⸗ 
ren Bundestages gegen ſolche Konzeffionen als angemeſſen be⸗ 
trachten. Oeſterreich ſcheint ferner die Abſicht zu haben, für 
den Fall einer neu zu errichtenden Exekutive dieſelbe ebenfalls 
auf Baiern auszudehnen. Der Staatsminiſter a. D. 
v. Ühden dürfte morgen nach Berlin zurückreiſen. Herr Mi: 
niſter von der Pfordten beſucht ſehr fleißig die Sitzungen der 
Kommiſſtonen, die hierdurch meiſtens um 1½ Stunden ſich ver 
längern, da Herr v. d. Pfordten mit einer unendlichen Redeluſt 
begabt, ſeinen bekannten Wortreichthum in reicher Fülle ſpendet. 
Heute Mittag war ein von dem Fürſten Schwarzenberg und 
Sr. Excellenz v. Manteuffel beſuchtes Diner beim rufſiſchen 
Geſandten, Baron v. Schröder. Auf den Abend findet zu 
Ehren beider Staatsmänner ein Feſt beim Fürſten Schönburg 
ſtatt, während zu morgen Mittag ein Galladiner bei dem Kö⸗ 
nige befohlen iſt. (D. Ref.) 
Dresden, 22. Febr. Die zweite Kommiſſion der Mini⸗ 
ſterialkonferenz war auch heute im Brühlſchen Palais verſammelt. 
Morgen wird, dem Vernehmen nach, eine Plenarſitzung der 
Konferenz ſtattfinden. — Am königl. Hofe findet heute, wie wir 
vernehmen, ein großes Diner ſtatt, zu dem die Herren Miniſter⸗ 
präſidenten, ſämmtliche Herren Konferenzbevollmächtigte, ſowie 
hier anweſende ausgezeichnete Fremde, namentlich die Herren 
Prokeſch v. Oſten, Staatsminiſter Uhden und Graf v. Lei⸗ 
ningen geladen worden ſind. (Dresd. J.) 


Weimar, 18. Februar. Die Kaſſ. Ztg. läßt ſich von hier 
ſchreiben: Der General⸗Lieutenant v. Radowitz war hier und 
ward von Ihrer königl. Hoheit der Prinzeſſin von Preu⸗ 
ßen ausgezeichnet. Die Gerüchte wegen Rücktritts unſerer Mi⸗ 
niſter, des Staatsminiſters v. Watzdorf und des geh. Staats⸗ 
raths v. Wydenbrugk beſtätigen ſich nicht und verlieren fich 
ſeit Kurzem gänzlich. 

Braunſchweig, 21. Febr. Se. königl. Hoheit der Prinz 
von Preußen, welcher geſtern Nachmittag hier eintraf, hat heute 
Morgen feine Reiſe nach Koblenz fortgefege, wird aber, wie es 
heißt, auch in Hannover einen Tag ſich aufhalten. 

Hannover, 21. Febr. Der Prinz v. Preußen iſt 
heute Abend hier angekommen. 


bindung zu ſetzen. — Der 
ſetzungen keinerlei Koſten entſtehen. 

Berlin, den 12. Februar 1851. 

Kriegs ⸗Miniſterinm. 
v. Stockhauſen. 

= Berlin, 21. Februar.) (Gutachten des Oberkir⸗ 
chenraths in Betreff der Heilighaltung des Sonn 
tags.] Es iſt öfter von einem Gutachten die Rede geweſen, 
welches des Königs Majeſtät von dem evang. Ober⸗Kirchen⸗ 
rath auf Veranlaſſung verſchiedener Petitionen wegen Maßregeln 
zur Förderung einer größeren Heilighaltung des Sonntags erfor⸗ 
dert habe. Daſſelbe wird nächſtens in extenso veröffentlicht 
werden und iſt ſein Gehalt von um ſo größerem Intereſſe, als 
es die darin entwickelten Grundſätze und Anträge unzweifelhaft 
ſind, welche die neueſten Anordnungen des Handelsminiſters be⸗ 
züglich des Poſtdienſtes hervorgerufen haben. Die nächſte Ver⸗ 
anlaſſung gab eine am 17. Juli v. J. in Gnadau in der Pro⸗ 
vinz Sachſen ſtattgehabte Verſammlung von Geiſtlichen und Laien, 
die an des Königs Majeſtät eine Vorſtellung richtete mit dem 
Antrage: Allergnädigſt dem hohen Staatsminiſterium befehlen zu 
wollen, daß einerſeits die von Staatswegen begangenen ſchreien 
den Sonntagsentheiligungen abgeſtellt und andererſeits den immer 
erſchreckender einreißenden Sonntagsentheiligungen im bürgerlichen 
Leben mit dem von Gott der Obrigkeit gegebenen Schwert der 
Gerechtigkeit geſteuert werde.“ Das darauf erſtattete Gutachten 
iſt ſehr umfangreich. Es entwickelt die Geſchichte der „nicht 
blos in Preußen, ſondern auch durch das übrige Deutſchland er⸗ 
wachſenen tieferen Bewegung für die Heilighaltung des Sonn⸗ 
tags“ und der in Preußen beſtandenen und beſtehenden Geſetzge⸗ 
bung. Es erinnert an die Erlaſſe, mit welchen der große Kur⸗ 
fürſt auf Anregung einer von dem neumärkiſchen Kanzler v. d. 
Borne überreichten Denkſchrift in den Jahren 1649, 1676 und 
1683 „gegen dieſes Unweſen“ eingeſchritten ſei, und macht da⸗ 
«auf aufmerkſam, „daß auch in dem exſten Jahrzehend des ge 

enwärtigen Jahrhunderts die Einrichtung von Frühkonzerten in 
jerlin Unwillen erregte und nur unter der Bedingung geſtattet 
wurde, daß keine andere als geiſtliche Melodien geſpielt werden 
und daß man dem Philoſophen Fichte die Haltung öffentlicher 
Vorträge an den Sonntag Vormittagen unterſagte.“ Als die 
Mittel, deren ſich die Staatsregierung bedienen könne, „um dem 
neu erwachten Verlangen nach einer ernſten Heilighaltung des 
Sonntags zu Hülfe zu kommen“, werden zweierlei bezeichnet: 
negative und poſitive; die erſteren ſeien Verbote und Strafen, 
welche bereits in Folge der allerhöchſten Ordre vom 7. Februar 
1837 zum Schutze der Sonntagsfeier beſtehen. Es beduͤrfe nur 
ihrer kräftigen Handhabung, die poſitiven Mittel ſeien gege⸗ 
ben in der Macht des Beiſpiels. Die Anträge gehen nun da⸗ 
hin: „Se. Majeftät wolle befehlen, daß: 1) die Aufmerkſamkeit 
der Regierung ſich auch dahin richten möge, vornehmlich den ar⸗ 
beltenden Klaſſen ihr chriſtliches Anrecht auf die Ruhe des ſieben⸗ 
ten Tages durch geeignete Maßregeln gegen Willkür, Eigennutz 
und Unſitte der Arbeitgeber zu ſchützen; 2) die Behörden unſeres 
Landes, die höchſten wie die niedrigſten, die Ueberzeugung von 
der Unerläßlichkeit einer Wiederherſtellung einer ernſten Sonntags⸗ 
feier gewinnen und das eigene Beiſpiel als das wirkſamſte 
Mittel dazu erkennen, demgemäß aber eine Einſtellung der 
Sonntagsarbeit in allen Zweigen des öffentlichen 
Dienſtes und der unter öffentlicher Leitung ſtehen⸗ 
den Arbeiten ſich zur Aufgabe ſtellten und herbeiführen wol⸗ 
len.“ — In Bezug auf die hieſigen „Fortbildungs⸗ Anſtalten“ 
wird ſchließlich beklagt, daß dieſe in wohlwollender Abſicht her⸗ 
vorgerufene Eintichtung „den Stempel der Nichtachtung des 
Gottesdienſtes thatſächlich an der Stirn trage.“ 

Berlin, 22. Febr. [Tagesbericht.] Nach dem eben 
ausgegebenen Kommiſſions⸗Berichte der zweiten Kammer 
über einen Antrag des Abgeordneten v. Görtz wird die 
Regierung bevollmächtigt, für die Regulirung des Oder⸗ 
bettes 1,500,000 Thaler in jährlichen Raten von 

50,000 Thlr. aus der Staatskaſſe zu verwenden. — 
Die Thätigkeit der Fraktionen richtet fich gegenwärtig faſt aus: 
ſchließlich auf das Dis ziplinargeſetz für die Richter, wel⸗ 
7 in der nächſten Woche ſchon bei der zweiten Kammer zur 

erathung kommen wird. Die Unabhängigkeit und Selbſtſtän⸗ 
digkeit des Richterſtandes wird auf allen Seiten als eine wich⸗ 
tige Schutzwehr gegen die Willkür anerkannt, und es werden 
namentlich in der Mittelpartei Vorſchläge vorbereitet, die ne⸗ 
ben dem Beſtreben, der Forderung einer ſtrengeren Disziplin zu 
genügen, die Abſicht klar erkennen laſſen, den Richterſtand jedem 
fremden Einfluſſe zu entziehen. Wie man erfährt, wird die mitt⸗ 
lere Fraktion der Kammer keiner Beſtimmung beipflichten, 
die dahin gehen ſollte, die Disziplin im Richter ſtande 
durch Gewalten oder Einflüſſe außerhalb dieſes Standes 
ſelbſt ausüben zu laſſen. So weit dieſe Tendenz ſich in der 
proviſoriſchen Verordnung vom 10. Juli wahrnehmen läßt, wird 
die Verordnung die Zuſtimmung der vermittelnden Partei erhal⸗ 
ten. Die Dringlichkeit der erlaffenen Verordnung dürfte wohl 
von der Mehrheit der Kammer, wenn gleich aus verſchiedenarti⸗ 
gen Motiven, bei der Abſtimmung anerkannt werden. 

Des Königs Maſeſtät haben die Wahl des Kommerzienraths 
Ehriſtian Herrmann Siebel zu Barmen zum erſten Bei: 
geordneten daſiger Gemeinde allerhöchſt beſtätigt. 
Geſtern Abend trafen die entlaſſenen Reſerven des 19, Inf.⸗ 
Regiments (von Jauer und Liegnitz) hier ein. Die darunter be⸗ 
findlichen Berliner wurden nicht ſofort entlaſſen, ſondern hier 
einquartiert. j 
Die vorgeſtern eingetroffenen Reſerven verſchiedener am Rhein 
ſtehender Regimenter ſind nicht weiter gegangen, ſondern bis auf 


—— 


Rendsburg, 21. Febr. Wie es heißt, find die Majore 
v. Stutterheim, v. Beeren, von der Heyde, v. Ha⸗ 
gen, v. Cramm und Lüthgen als Kommandeurs der zu reor⸗ 
ganiſirenden holfteinifchen Bataillone deſignirt. Sollte ſich dies 
beſtätigen, ſo würde man die getroffene Auswahl eine ſehr glück⸗ 
liche nennen müſſen, da die Betreffenden unſtreitig zu den tüch⸗ 


Walteres gleſchfalls hier eiriquartiert, tigſten Offizieren der Armee gehören. (H. N.) 
R: Ko Menz, 19. Febr. Was in hieſigen und in andern Blat⸗ O e ſt err e i ch. 
tern von einer Siſtirung der bereits weit vorgeſchrittenen De⸗ N. B. Wien, 22. Februar. [Tagesbericht.] Eine der 


Wiener Zeitung beigegebene 82 Quartſeiten ſtarke Brofhüre 
enthält einen Ausweis über das Verfahren der Inſurgen⸗ 
ten in Siebenbürgen, und das Verzeichniß der dort wäh⸗ 
rend der Revolution auf verſchiedene Weiſe gefallenen 
Wrenfchenopfer. Die Geſammtzahl derſelben iſt bei einer Bes 
völkerung von 2½ Millionen Menſchen 4834 Perſonen und 
zwar 4425 Romanen, 165 Ungarn, 252 Sachſen und 72 von 
ſonſtigen Nationen. Durch Urtheil revolutionärer Behörden und 
Standrecht fielen 478, auf Befehl einzelner Inſurgentenführer 
ohne formelles Urtheil 743, bei feindlichen Ueberfällen u. ſ. w. 
3613 Perſonen. In Bezug auf das Glaubensbekenntniß findet 
man 2005 Grlechiſch⸗Nichtunirte, 2361 Unirte, 30 Katholiſche, 
161 Reformirte, 237 Evangeliſche und 16 Perſonen anderer 
Bekenntniſſe. Die genannte Zahl zerfällt in Bezug auf das 
Geſchlecht in 4425 Männer, 340 Frauen und 69 Kinder bei⸗ 
derlei Geſchlechts. — Der Civil⸗ und Militärgouverneur Frhr. 
v. Welden iſt geſtern bedenklich erkrankt. — Die k. k. Arcte⸗ 
ren⸗Leibgarde wird um 40 Garden vermehrt. — Die Arbeiten 
zum Angriff der galiziſchen Anſchlußbahnen an die Nord⸗ 
dahn, werden von der Staatsverwaltung bereits für das Früh⸗ 


jahr ausgeſchtleben. 
rankrei ch. 


Paris, 20. Febr. (Tages bericht.] Seit längerer 
Zeit ſchon if von einem Manfeſt die Rede geweſen, welches 


mobilmachung der weſtlichen Armeekorps, wohl gar von einer 
neuerdings angeordneten Mobilmachung derſelben geſagt wird, 
dem kann hiermit auf das Beſtimmteſte widerſprochen werden. 
Der unausgeſetzte Fortgang der hier und an andern Orten der 
Rheinprovinz ſtattfindenden großen Pferdeverſteigerungen, wie noch 
eben jetzt eine neue von nicht weniger als 1100 Stück auf den 
24. J. M, anberaumt iſt, war allein wohl hinreichend, alle krie⸗ 
geriſchen Gerüchte genugſam zu widerlegen. Eben ſo iſt hier 
nichts Näheres von der Aufſtellung einer mobilen Bundesarmee 
am Mhein bekannt, von welcher öffentliche Blätter ſchon wieder⸗ 


holt berichteten. (Reform.) 
Deut ſchlan d. 


Die Konferenzen zu Dresden. 


Berlin, 22. Februar. In Dresden wird erwartet, daß 
Fürſt Schwarzenberg endlich mit feinen Plänen hervortrete; die 
fragmentatiſchen Forderungen, die er bisher hat laut werden (af. 
ſen, weiſen auf einen ganz neuen Modus der Bundeserganiſation 
bin, 80 in feinem vollen Umfange zu deklariren unterlaſſen 
hat. Am 20, d. M. fanden zwei Konferenzen zwiſchen ihm und 
Herrn * Manteuff el ſtatt; in der letzteren, die bis Mitter⸗ 
nacht währte, te Fürſt Schwarzenberg feine Forderung 
der deutſchen Kaiſerwärde für das | und 
begründete fie hauptfächlich dadurch, daß dieſe Würde feis 
nem Kaiſer unentbehrlich ſei, wenn er feine Aufgabe, 
die Germanifirung 1 Ebriſtianiſirung der flaviſchen 
Volker, erfüllen ſolle — eine Morvieung, die wohlbetechnet, 


) Verſpätet. N Eu 
Druck und Verlag von Graß, Barth u. Comp. 


beruhigen, welche glauben könnten, daß mit der Rückkehr des 
Königthums von Gottes Gnaden alle Mißbräuche der Vergan⸗ 
genheit zuslckkehren würden. Dieſes Manifeſt iſt heute wirklich 


x 
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der Graf Chambord veröffentlichen werde, um Diejenigen zu 


234 


die dem Chauſſeegeld⸗Tariſe vom 29. Februar 1840 angehängten Vor. 
ſchriften wegen der Chauſſee-Polizeivergehen für dieſelde Gültigteit 
haben. Der gehe he Erlaß iſt durch die Geſetzſammlung zur 
Öffentlichen" Kennkniß zu bringen. 
Charlottenburg, den 3. Februar 1851. 
Friedrich Wilhelm. 
Br von der Heydt. von Rabe. 
An den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche 
Arbeiten und den Finanz⸗Miniſter. 


Görlitz. 20. Februar. Heute mit dem Mittagszuge ging 
die Frau Miniſterpräſidentin, Fürſtin v. Schwarzenberg, 
von Wien aus nach Dresden. In ihrer Begleitung befand ſich 
ein ſehr ſchwarzer Mohr. (G. A.) 


Glaz, 21. Febr. An 19. Febr. if der Schmiedegeſell Karl 
Siegel aus Friedersdorf wegen Mord zum Tode durch das 
Beil verurtheilt worden. 


Mannigfaltiges. 


— (Berlin, 22. Februar.) Der mehrfach genannte Klapiervirtuoſe 
Herr A. von Kontski hat Sr. Maſeſtät dem Könige jeine zum 
150ſten Jubelfeſt der Krönung komponirte Ouverture eirt und für 
dieſe Dedication durch Handſchreiben Sr. Majeſtät die große goldene 
Medaille für Kunſt und Wiſſenſch erhalten. 5 
L (London, 19. Febr.) Heute frühe etwas nach 3 Uhr brach n 
Dukeſtreet in dem ausgedehnten Hopfen: Magazine der Herren Wigan 
und White Feuer aus, welches den ganzen Tag fortwüfhete und 7 
nicht gelöſcht iſt. Die Feuersbrunſt hat eine ſolche Ausdehnung, da 
allem Anſcheine nach alle Lagerhäuser in Dukeſtreet von der Lonvdon⸗ 
brücke an der Stadtſeite der Tooleyſtraße zu, ein Opfer des verheeren⸗ 
den Elements werden. Die Löſchmannſchaft hat ihr Augenmerk blos 
darauf gerichtet, der weiteren Ausdehnung des Feuers Gränzen zu 
ſetzen. — In der „Times“ findet fh unter anderm die Notiz, daß 
bereits piele Ausſtellungsgegenſtände des Zollvereins eingetroffen, 
und aus der Manni ſallgtelt der vom Zollverein auszuſtellenden Er 
zeugniſſe ſich ſchon ſchließen laſſe, daß die Staaten des Zollvereins mit 
der engliſchen Induſtrie in Bezug auf Wohlfeilheit und Zweckmäßigkeit 
in lebhafte Konkurrenz treten würden. Geſtern ſind die Gallerien des 
Ausftellungs Gebäudes in Bezug auf 5 Sragfäbigfei geprüft wor⸗ 
den, und das Reſultat entſprach den kühnſten artungen, denn die 
Deflektion war kaum in Anſchlag zu bringen. Die Königin, Prinz 
Albert, die Kommiſſare und mehrere ausgezeichnete Architekten und In⸗ 
genieure wohnten den Experimenten bei. | 2 


Handel, Gewerbe und Ackerbau. 


Berlin, 22. Febr. Im vorigen Jahre beſtand in der zweiten 
Kammer eine 8 — Aae rs des Notbfian 
des der Spinner und Weber, deren cht 1 zum Vortrage 

ekommen iſt. Die Mitglieder derſelben haben indeſſen ein vauerndes 
Jeugniß ihrer Wirkſamkeit durch Stiftung der Geſeliſchaft zut 
Hebung des Flachsbaues hinterlaſſen, und wir können nicht au 

N allen Vaterlandsfreunden dringend zur Theilnahme 3 
n. ’ 

Der Flachsbau iſt in ein neues Stadtum getreten und wird, richtig 
aufgefaßt, in erſter Reihe der Mittel zur Hebung unſerer National- 
wohlfahrt ſtehen. * 2 J 

Sir Graham ſagte jüngſt im engliſchen Parlamente: „Die gedrückte 
Lage der Weber in einigen Diſtrikten jei eine natürliche Folge der Un⸗ 
Hoe mit Maſchinen zu konkurriren. Ganz kürzlich ſei ein neuer 
Hoffnungsſtern aufgegangen, in den gelungenen Verſuchen, Flachs mit 
den Baumwoll⸗Spinnmaſchinen zu verarbeiten. verkümmerten 
Weber würden in der viele Kaida erfordernden Flachskultur eine loh⸗ 
nendere und geſundere Beihäftigung faden Er halte dieſe Ent’ 
deckung für den größten Segen der Vorſehung!“ 

Wenn England in dieſer Entdeckung, den Flachs in Baumwolle zu 
verwandeln, einen Segen ſieht, um wie viel größer muß derſelbe ihr | 
den Ackerbau und die Bevölkerung Preußens ſein? Wir find der An⸗ 
ſicht, daß die Kammer wohl thun würde, ihre Kommiſſion zu erneuen 
und die gründlichſten Unterſuchungen auf dem neuen Felde einzuleiten, 
da die Wahrſcheinlichkeit vorliegt, unſere Produktion jährlich um viele 
Millionen zu bereichern. Soll das Volk ſich mit den Kammern 
befreunden, ſo müſſen dieſelben 8 die materiellen Intereſ⸗ 
en in die en, und hier ich namentlich eine Gelegen 

Be ringt. das bereits verlorene 
Auf den Nanwoll⸗ S e nen t in E = d lachs bes 
. DN in England 
reits bis Nr. 20 mit Erfolg verſponnen worden, N bie Färbung des 
Stoffes ergab ſehr befriedigende Reſultate. . 

England verſpann im vorigen Jahre 770 Mill. ‚Diund Baumwolle 
und 100 Mill. Pfund Flachs. Kann der Flachs künftig einen Theil 
der Baumwolle erſetzen, fo dienen vorſtehende Zahlen als Verhältniß 


erſchienen, aber in der Form eines Briefes an Herrn Berrper. 
Das Schreiben lautet wörtlich: ; 
„Venedig, 23. Januar 1851, 

„Mein theurer Berryer! Ich bin kaum mit dem Leſen des 
Moniteurs vom 17. Januar zu Ende, ſo will ich auch keinen 
Augenblick weiter verlieren, um Ihnen meine volle Zufriedenheit 
und Anerkennung für die wunderbare Rede auszudrücken, die 
Sie in der Sitzung vom 16ten gehalten haben. 5 

„Sie wiſſen es, daß, obgleich ich den Schmerz habe, meine 
Gedanken und Abſichten zuweilen entſtellt und verkannt zu ſehen, 
mir doch das Intereſſe Frankreichs, welches mir über Alles geht, 
Schweigen gebietet, ſo ſehr fürchte ich ſeine Ruhe zu ſtören und 
die Verlegenheiten der gegenwärtigen Situation zu vermehren! 
Wie glücklich bin ich alſo, daß Sie Gefühle ausgedrückt haben, 
welche ganz die meinigen ſind, und welche mit Sprache und 
Haltung, die ich zu jeder Zeit beobachtet, ſo vollkommen überein⸗ 
ſtimmen. Sie haben ſich deſſen erinnert, es iſt die Politik der 
Verſöhnung und Einigung, welche die meinige iſt, und Sie ha⸗ 
ben ſie ſo beredt auseinandergeſetzt, eine Politik, welche alle 
Spaltungen, alle Anklagen, alle vergangenen Oppoſitionen der 
Vergeſſenheit übergiebt, und einer Zukunft entgegenſtrebt, in der 
jeder ehrliche Mann, wie Sie es ſo richtig ausgedrückt haben, 
ſich im vollen Beſitze ſeiner perſönliche Würde fühle. 

„Träger des Fundamental⸗Prinzips der Monarchie, weiß ich 
wohl, daß dieſe Monarchie nicht allen Bedürfniſſen Frankreichs 
genügen konnte, wenn ſie ſich nicht mit dem ſozialen Zuſtande 
des Landes, ſeinen Sitten und Intereſſen im Einklang fände, 
und wenn Frankteich ihre Nothwendigkeit nicht anerkannte und 
mit Vertrauen annehmen würde. Ich achte mein Land ſo ſehr, 
wie ich es liebe; ich ehre feine Civiliſation und feinen gegenwar⸗ 
tigen Ruhm eben ſo, wie die Traditionen und die Erinnerungen 
feiner Geſchichte. Die Maximen, welche es tief im Herzen tragt, 
und an die Sie auf der Tribüne erinnert haben: die Gleichheit 
vor dem Geſetze, die Gewiſſensfreiheit, der offene Weg für jedes 
Verdienſt zu allen Aemtern, Ehren und ſozialen Vorzügen, — 
alle dieſe große Prinzipien einer aufgeklärten und chriſtlichen Ge⸗ 
ſellſchaft find mir theuer und heilig, wie Ihnen, wie allen Fran⸗ 
zoſen. Dieſen Prinzipien alle Garantien geben, die ihnen noth⸗ 
wendig ſind, durch Inſtitutionen, angemeſſen den Wünſchen der 
Nation, und in Uebereinſtimmung mit ihr ein regelmäßiges und 
ſtabiles Gouvernement begründen, welches auf der Baſis der 
erblichen Monarchie und unter dem Schutze der öffentlichen Frei⸗ 
heiten ſtehen ſoll: dies würde das einzige Ziel meines Ehr⸗ 
geizes ſein. 

„Ich wage zu hoffen, daß es mir mit Hülfe aller guten 
Bürger, aller Mitglieder meiner Familie weder an Muth, no 
an Ausdauer fehlen wird, dieſes Werk der nationalen Reſtaura⸗ 
tion auszuführen, das einzige Mittel, Frankreich jene weiten Per⸗ 
ſpektiven der Zukunft wiederzugeben, ohne welche die Gegenwart, 
obgleich ruhig, doch beſorgt und unfruchtbar bleibt. a 

„Nach ſo vielen Wechſelfällen und fruchtloſen Verſuchen wird 
Frankreich, ich bin davon feſt überzeugt, aufgeklärt durch ſeine 
eigene Erfahrung, ſelbſt erkennen, wo ſein beſtes Geſchick liegt. 
An dem Tage, an welchem es überzeugt fein wird, daß das tra⸗ 
ditionelle und Jahrhunderte alte Prinzip der erblichen Monarchie 
die ſchönſte Garantie für die Stabilität des Gouvernements und 
die Entwickelung der Freiheit iſt, an dem Tage wird es an mir 
einen ergebenen Franzoſen finden, der ſich beeilen wird, alle Ka⸗ 
pazitäten, alle Talente, alle Männer, welche durch ihre Dienſte 
auf die Anerkennung des Landes Anſpruch haben, um ſich zu 
verſammeln. s 

„Ich wiederhole Ihnen, mein theurer Berryer, meinen Dank, 
und bitte Sie, jedes Mal, wenn ſich Ihnen die Gelegenheit 
dazu bietet, fo fortzufahren, wie Sie es eben jetzt fo 
gethan. Geben wir Frankreich immer mehr und mehr unſere 
Gedanken, Wünſche, unſere loyalen Intentionen zu erkennen, und 
erwarten wir mit Vertrauen, was Gott ihm zum Heile unſerer 
gemeinſamen Zukunft eingeben wird. 0 

„Rechnen Sie, mein theurer Berryer, auf meine aufrichtige 


Zuneigung. Heinrich.“ der möglichen Steigerung des Flachsbaues; Nordamerikas Haupi⸗ Sta · 
Ich zweifle, daß dieſes Manifeſt die Ungläubigen überzeugen pelartitel 88 — N finden. f 
wird. Wenn der Spinner die Baumwolle mit 8 Pence = 6% Sgr. be. 


Die National⸗Verſammlung hat heute wieder Sitzung 


zahlt, kann er, 1 den Centner Flachs 15 bis 20 Thaler erlegen. Die 
gehalten, doch waren die Bänke faſt leer. 


vergleichenden Verſuche find in der Brightſchen Spinnerei in Manche' 


rden. 

Die Kommiſſion zur Prüfung des Gemeindegeſetzes hat die⸗ den gere Frechadlet werden jagen, wenn die Sache gut geht, wird fit 
jenigen Mitglieder in das Bureau gewählt, welche durch ihre von ſelbſt kommen; a fie. der raſchen Förderung: Zeil 
feindfelige Geſinnung gegen das Elpſee am meiſten bekannt find, iſt n = — ft die Gerſte wild, a SE = 4 
S we iz. 1855 den Tuchfabriten zu Burg wurden im Dezember und Ja- 


nuar 4649 Stücke Tuch gefertigt und 1078 Str, rohe Schafwolle ein ⸗ 
eſührt. 5 
ee alberſtadt wird die Gründung einer Gewerbehatle 
ur Hebung des Wohlſtandes der Handwerker eifrig betrieben. I 
ereils ein Statut entworfen und eine öffentliche Aufforderung zur A \ 
Beach erlaffen, Es fol ein Kapital von 4000 Rthl. durch 800 
Aktien ir thl. zuſammengebracht werben. 4 
Zuverläſſigen Nachrichten zufolge iſt die Ausfuhr von Silber 
ee dem el Reiche ſeit einigen Wochen wirklich verbo, 
ten und find die Befehle darüber den Zollämtern bereite 8 
N Als Gründe dieſes Verbots giedt man das Sinken des G 
wand im Auslande und die dadurch erweckte Be ia vor einer 
Silber Agiotage an. Den Reiſenden find nur 15 Silber-Rubel au 
burg wird geſchrieben, daß, der 


wen Sſ Pet 
lu Peters ewöhnlichen 
n pre lee Goldproduktion im ruſſ. Kelche DL 
1741 Pud , . een bat. ee ser m > fie 
— 1849: 1587 Pud. Der tionen preuß. r). 11 0 
macht worden. Man witrrag von 1850 iſt noch nicht keen 
Steuer zuſchreiben, mit der we 0 3 1 18 n Er 
trag der Goldminen und der en eng ſeit 1889. Siertel 
der Goldproduktion gehört der Pegel Jnduftrie unk“ nur din Viertel 
dem Staate zu. 5 (C. C.) 

b Königsberg, 13. Febr. Die Erdarbeiten auf der vom f 
nannten Philoſophendamme umgrenzten Flache, wohin der Bahn 
zur 9 wird, begannen ſchon im vorigen Herbſte un 
find jetzt wieder aufgenommen worden. Die zum Baue bis vorlag 
angewieſenen Fonds ſollen indeß nicht erheblich fein, es ißt daher ew 
raſches Vorſchreiten bei Herſtellung des Planums nicht zu etwarten 


Bern, 18. Febr. [Diplomatiſches.] Es wird heute auf 
das Beſtimmteſte verſichert, daß der bisherige franzöſiſche Ge⸗ 
ſandte bei der Eidgenoſſenſchaft, Graf Reinhard, abberufen 
worden, und der Herzog von Baſſano zu ſeinem Nachfolger 
beſtimmt iſt. Man will daraus ſchließen, daß die franzöſiſche 
Regierung, in Uebereinſtimmung mit der engliſchen, jeder etwai⸗ 
gen Intervention in der Schweiz entgegenzuwirken geſonnen ſei. 

5 (O. P. A. Z.) 


— —— — — — 
Provinzial - Zeitung. 


Breslau, 23. Februar. Der neueſte Staats⸗Anz. enthält 
folgenden allerhöchſten Erlaß: 

Auf- den Bericht vom 23. Januar d. J. bewillige Ich dem Grafen 

ohann Guſtav von Saurma und feinen an ag ern in der 
Herrſchaft Jeltſch gegen Uebernahme der chauſſeemäßigen Unterhaltun 
der Straße von der Grenze des Ohlauer Stadt⸗Terrains über Bergel, 
Ottag und Jeltſch bis zur Laskowitzer Feldgrenze und gegen Fortfall 
des bisher zu Jeliſch erhobenen Brückengeldes das Recht zur Chauſſee⸗ 
8 für eine Meile nach dem jedesmal für die Staats: 
Shauſſeen geltenden Chauſſeegeld⸗Tarif. Zugleich beſtimme Ich, daß 
das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs⸗Mafte⸗ 
rialien nach Maßgabe der für die Staats-Chauſſeen geltenden Beftim- 
mungen auf die gedachte Straße Anwendung finden ſoll. Auch ſollen 
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Eichen⸗Schiffsbauholz⸗Verkauf. ferde⸗Verkaufs⸗ Anzeige. 
Donnerftüg den 27. Februar d. 3. 


5 — — Sans ns * Don-] Es follen am 26. ex —— Aber ahl 10 Uhr Künſligen 
nerſtag, den 6. März, Vormittags 10 Uhr, im an der Reitbahn zu Oels 2 rzählig gewor⸗ übri ; 
Forſthauſe hierſelbſt 100 Stück Eichen 2 — dene königl. Bienſtpſerde des unterzeichneten ſollen 14 i mes —— 
tend verkauft werden. Die Bedingungen kön. Regiments öffentlich an den Meiſtbietenden ge: | in 279 fige eingeladen ar | 
nen in ber Regiſtratur des Unterzeichneten ein, gen gleich baare Bezahlung verkauft werden. wozu les 1 
geſehen werden. a Oels, den 22. Februar 1851. 

n bei Ohlau, den 20. Febr. 1851. Das Kommando des königl 4. Huſaren⸗Reg. 

er königl. Oberförſter Krüger. 


v. Kräwel, a 
Hauptmann im 6. Artillerte-Regimenk 


— 


Börſenberichte. 

te Stimmung dauerte auch heute noch fort und mehrer. 
ahn- Aktien, wurden wieder merklich höher 1 2 el 
Minden 34x 98 4 97 J bez., Kaas * ne 
1 86% Br. rich Wilhelm 

% Be. Meederſchleſſch « Märkiche 101 
% 103% Br., Serie III. . 5% 1 . 
e 


Fremdenliſte von Zettlitz's Hotel. 
Oel. Pötſch aus Anhalt. Fabrik. Wolff aus 
Grottkau. Kaufm. Simonet a. Berlin. Kauf⸗ 
mann Pachelbl aus Reichenbach. Kauſm. Mey 
aus Deſtelbach. Gutsbeſ. v. Unruh a. Dresden. 


Markt : Breife, 
Breslau am 24. Februar 1831. 
feinſte, feine, mit., ordin. Maarc 2 ge Staats a 


45 100% bez. 
Br Sgr 128 5. — 
9 „Antheile 7 2 
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Berlin, 22. Febtuar. Die 
Effekten, namentlich Anhalter Ei 
Eiſenbahn⸗ Aktien. 
Krakau » Oberſchleſiſche 4 
bahn 1 % 


ität 5 
* 26} 
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